
von der kriminellen Herkunft der Sache durch das Ge
richt dann entbehrlich, wenn konkrete Umstände vor
liegen, nach denen der Täter annehmen mußte, daß 
die Sache mittels einer strafbaren Handlung erlangt 
ist. Diese gesetzliche Vermutung kann der Täter da
durch widerlegen, daß er z. B. den Beweis dafür führt, 
daß er trotz der verdächtigen Umstände, unter denen 
der Erwerb stattfand, den Veräußerer für den Eigen
tümer der Sache halten durfte. Kann der Hehler diesen 
Beweis nicht führen, so kommt hinsichtlich dieser Tat
sachen nicht der Grundsatz „in dubio pro reo“ zum 
Zuge, sondern bestehende Zweifel wirken sich zuun
gunsten des Hehlers aus. In diesen Fällen führt also 
die Verlagerung der Beweisführungspflicht auf den 
Angeklagten nicht nur dazu, daß der Grundsatz „in 
dubio pro reo“ gegenstandslos wird, sondern hier wird 
er sogar in sein Gegenteil verkehrt. Jedoch — ich habe 
das oben betont — handelt es sich bei den aufgestell
ten Bestimmungen um Ausnahmen, die nichts an der 
Richtigkeit und Gültigkeit des Grundsatzes ändern, 
daß die Beweisführungspflicht im sozialistischen Straf
prozeß allein bei den staatlichen Organen der Straf
rechtspflege liegt.

III
Einige kritische Bemerkungen sind weiter erforder

lich zu Wvschinskis Darstellung der Erklärungen des 
Beschuldigten und des Angeklagten als Beweismittel, 
insbesondere zum Geständnis26). Nicht zuletzt deshalb, 
weil auch in der praktischen Tätigkeit der Organe der 
Strafrechtspflege der DDR in dieser Hinsicht zum Teil 
Fehler gemacht wurden die die Erforschung der ob
jektiven Wahrheit erschwerten.

Die Ursache dieser Fehler liegt nach meiner Auffas
sung wesentlich darin, daß die untersuchungsführen
den Organe die Vernehmung des Beschuldigten häufig 
mit dem Ziel durchführten, sein Geständnis zu erhalten. 
G e r t i g und S c h ä d l i c h  schreiben !n ihrem „Lehr
buch für Kriminalisten“ direkt, daß es bei Vernehmung 
des Beschuldigten gelte, „ein vollständiges und wahres 
Geständnis zu erlangen“. Zwar könnte man einwen
den — so sagen sie weiter —, „daß in manchen Fällen 
die Beweise auch ohne Geständnis ausreichen, um die 
Schuld zu beweisen, aber solche Fälle entbinden den 
Kriminalisten keinesfalls davon, stets um ein Ge
ständnis zu kämpfen, da zu den Beweisen auch das 
Geständnis gehört und nur so von einer umfassenden 
und erschöpfenden Form der Erforschung der Wahr
heit die Rede sein kann“2?). Diese falsche Einstellung 
der Untersuchungsorgane wurde dadurch unterstützt, 
daß die Gerichte die Bestimmung des § 209 Abs. 1 
StPO teilweise in einem Umfang handhabten, der mit 
den demokratischen Grundsätzen des Strafprozesses 
der DDR nicht zu vereinbaren war28).

Ein solches Vorgehen widerspricht sowohl dem Recht 
des Beschuldigten auf Verteidigung wie auch dem Ge
setz. Ich habe oben schon darauf hingewiesen, daß der 
Angeklagte und auch der Beschuldigte grundsätzlich 
nicht verpflichtet sind — mindestens nicht gesetzlich 
(eine moralische Verpflichtung ist in unserem demo
kratischen Staat ohne Zweifel zu bejahen) —, ent
lastende Umstände oder gar ihre Unschuld zu beweisen. 
Noch viel weniger sind sie gesetzlich verpflichtet, zum 
Nachweis ihrer Schuld beizutragen. Eine solche For
derung hat es gegeben im feudalen Inquisitionsprozeß, 
in dem das Gericht berechtigt war, dem Beschuldigten 
das Geständnis seiner Schuld mit Hilfe der Folter ab
zuzwingen. Diese Forderung gibt es nicht im modernen 
Strafprozeß, vor allem nicht im sozialistischen Straf
prozeß, der von dem Grundsatz der Präsumtion der 
Unschuld ausgeht.

Die Vernehmungen des Beschuldigten verfolgen nach 
dem Gesetz in erster Linie den Zweck, das Recht des 
Beschuldigten auf Verteidigung zu realisieren. In ihnen 
ist dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, dadurch 
an der Erforschung der Wahrheit mitzuwirken, daß 
er die gegen ihn bestehenden Verdachtsgründe entkräf-

26) Wyschlnski, a. a. O. S. 275 ff.
27) Lehrbuch für Kriminalisten, Verlag für Fachliteratur der 

Volkspolizei, Berlin 1955, S. 283.
28) vgl. Fragen des Strafverfahrens vom Standpunkt des Ver

teidigers, NJ 1956 S. 435.

tet. Das zeigt sich sowohl in § 109 StPO wie auch — 
und hier, wo es um eine Beschränkung der persönlichen 
Freiheit des Beschuldigten geht, mit besonderer Deut
lichkeit — in § 144 StPO. Die Vernehmung, so heißt 
es dort, soll dem Beschuldigten Gelegenheit geben, den 
Verdacht zu beseitigen und die ihn entlastenden Um
stände vorzubringen. Im Zusammenhang mit diesem 
Inhalt der Vernehmungen ist es besonders zu begrüßen, 
daß die Untersuchungsorgane mehr und mehr dazu 
übergehen, den Beschuldigten selbst seine Erklärungen 
zur Sache schriftlich abfassen zu lassen.

Geht man von diesem Standpunkt aus an die Erklä
rungen des Beschuldigten bzw. des Angeklagten heran, 
so bleibt von selbst für das Geständnis nur ein relativ 
geringer Raum. Es beschränkt sich dann auf die Fälle, 
in denen der Beschuldigte entweder in Erkenntnis der 
Verwerflichkeit seiner Handlung oder unter der Last 
des außerhalb seiner Erklärungen gegen ihn vorlie
genden Beweismaterials das Verbrechen gesteht. Aber 
auch in diesem Rahmen ist das Geständnis unabhängig 
von dem Charakter des Verbrechens, auf das es sich 
bezieht, im Hinblick auf seine Beweiskraft ein Beweis
mittel unter anderen, das keinerlei Vorrang gegenüber 
anderen Beweisen, z. B. Zeugenaussagen oder Beweis
stücken, genießt. Man muß vielmehr feststellen, daß 
es sogar einer weit kritischeren Überprüfung als andere 
Beweismittel bedarf26 30). Noch mehr, soweit andere Be
weise die Schuld des Angeklagten bestätigen, verliert 
das Geständnis in aller Regel selbst in diesem engen 
Rahmen seine Bedeutung als Beweismittel. Sein Wert 
liegt dann lediglich darin, daß es Rückschlüsse auf die 
Einstellung des Täters zu seinem Verhalten, auf sein 
Bestreben, die Verantwortung für seine Handlung zu 
übernehmen, seine Reue und ähnliches erlaubt.

Auf keinen Fall darf das Vorliegen eines Geständ
nisses dazu führen, daß weitere Nachforschungen über 
die Tat unterbleiben. Sie sind stets erforderlich und 
werden in aller Regel auch zur Feststellung weiterer 
Beweise führen. Die Aufgabe der Untersuchungsorgane 
kann grundsätzlich erst dann als gelöst angesehen 
werden, wenn die Kette der Beweise, die für die Schuld 
sprechen, auch ohne das Geständnis des Beschuldigten 
vollständig lückenlos und schlüssig ist. Wyschinski 
schreibt mit vollem Recht:

„Es besteht kein Zweifel daran, daß die Untersuchung 
nur dann von Erfolg sein kann, wenn es gelingt, die 
Erklärungen des Beschuldigten auf das Niveau eines 
gewöhnlichen, durchschnittlichen Beweises zu bringen, 
der entfallen kann, ohne daß das von irgendwie ent
scheidendem Einfluß auf die Sachlage und auf die 
Zuverlässigkeit der hauptsächlichen Tatsachen und

. Umstände ist, die in der Untersuchung festgestellt 
worden sind“.so)

Diese richtige These will Wyschinski nicht gelten 
lassen für solche Verfahren, an denen „mehrere Be
schuldigte beteiligt sind, die noch dazu als Mittäter 
miteinander verbunden sind“. „In derartigen Verfah
ren“, so schreibt er, „muß die Frage, wie man sich zu 
den Aussagen der Beschuldigten verhält, insbesondere 
zu solchen Aussagen, durch welche sie ihre Komplicen 
belasten, mit denen zusammen sie ein Verbrechen be
gangen haben, unter Berücksichtigung der ganzen 
Eigenart solcher Sachen — es handelt sich dabei um 
Verschwörungen, um verbrecherische Zusammen
schlüsse, insbesondere um antisowjetische, konterrevo
lutionäre Organisationen und Gruppen — entschieden 
werden“31). Nach Wyschinskis Auffassung, der auch 
wir uns früher kritiklos angeschlossen haben32), er
langen in solchen Straftaten die Erklärungen der Be
schuldigten „die Bedeutung von Hauptbeweisen, von 
überaus wichtigen, entscheidenden Beweisen“33 34), die 
„eine selbständige Bedeutung haben“31).

Wyschinski erklärt diese seine Behauptung aus den 
Besonderheiten der Umstände derartiger Verbrechen. 
Das ist nicht richtig. Gewiß muß man zugeben, daß 
Agenten und Spione als Angehörige solcher verbreche

st vgl. dazu auch NJ 1956 S. 221.
30) Wyschinski, a. a. O. S. 280.
31) Wyschinski, a. a. O. S. 280.
32) Schindler/Uhlig, NJ 1955 S. 298/299.
33) Wyschinski a. a. O. S. 280.
34) Wyschinski, a. a. O. S. 282.
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